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‚Zeitenwende‘ in der Entwicklungspolitik?

Treffen der Mitglieder des Netzwerks indigener Frauen aus Südostasien mit indigenen
Dorfbewohnerinnen bei Chiang Mai in Thailand (2012). Das Thema: Durch Entwicklung erzeugte
Gewalt gegen Frauen. © UN Women.Jo Baker.flickr.CC BY-NC-ND 2.0

Südostasien/Deutschland: Im März 2023 veröffentlichte das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) sein Strategiepapier „Feministische Entwicklungspolitik“.
Die Kernaussagen werden hier kritisch gewürdigt.

Die Ampelkoalition befindet sich im Frühjahr 2023 in einem spannungsreichen politischen Spagat
zwischen der Rückkehr zu einer überwunden geglaubten militärischen Logik im Zeichen des



Ukraine-Kriegs einerseits und der Einführung des Feminismus in der Außen- und
Entwicklungspolitik andererseits. Feministische Entwicklungspolitik – Für gerechte und starke
Gesellschaften weltweit lautet der Titel des im März 2023 erschienenen Strategiepapiers des BMZ.
Das Papier signalisiert einen Paradigmenwechsel in der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit
(EZ), der bis vor kurzem noch undenkbar schien.

Nach sechs Dekaden, in denen Entwicklung trotz vieler innovativer Initiativen weitgehend entlang
patriarchal geprägter Vorstellungen des globalen Nordens ausgerichtet blieb, sollen nun
feministische Perspektiven die Richtung neu bestimmen. So lautet zumindest der Anspruch von
Entwicklungsministerin Svenja Schulze in ihrem Begleitschreiben: Feministische
Entwicklungspolitik sei keine „Politik von Frauen für Frauen“, sondern fördere „globale
Gerechtigkeit, Wohlstand und gesellschaftlichen Zusammenhalt“. Davon, so die Ministerin,
„profitieren alle“. Ein hoher Anspruch.

Stehen wir damit auch in der Entwicklungspolitik vor einer ‚Zeitenwende‘? Welches Verständnis von
Feminismus liegt der neuen Strategie zugrunde? Was sind die konkreten Ziele und wie sollen sie
erreicht werden? Geht es um feministische Alternativen zum globalen Wachstumsmodell, das
strukturell Ungleichheit und Armut hervorbringt, oder lediglich um eine stärkere Beteiligung von
Frauen an Macht und Wohlstand? Um diese und andere Fragen soll es in diesem Artikel gehen.

Überwindung patriarchaler Machtstrukturen

Teilnehmer*innen am ersten Pride March in Timor Leste 2017] © UN Women.Felix
Maia.flickr. CC BY-NC-ND 2.0

Die neue feministische Entwicklungspolitik sieht eine der Hauptursachen von Ungleichheit,
Marginalisierung und Menschenrechtsverletzungen weltweit in patriarchalen Machtstrukturen.
Diese trügen wesentlich zu instabilen Gesellschaften, Krisen und Konflikten bei, so das BMZ-
Strategiepapier. Als strukturell benachteiligt werden vor allem Frauen und Mädchen, indigene
Völker und lokale Gemeinschaften, Menschen mit Behinderungen sowie LGBTQI+-zugehörige

https://www.bmz.de/resource/blob/146200/strategie-feministische-entwicklungspolitik.pdf
https://www.bmz.de/resource/blob/146200/strategie-feministische-entwicklungspolitik.pdf


Personen identifiziert. Sie alle stellen aus Sicht des BMZ ein großes Potenzial dar für die
Bewältigung globaler Krisen – Klimakrise, Verlust der Biodiversität, Ernährungsunsicherheit,
Destabilisierung von Gesellschaften, Kriege und Konflikte – und für die Sicherung des Wohlstands.
Davon, dieses Potenzial zu nutzen, würden alle profitieren, so das Papier.

Feminismus wird nicht als einheitliches Konzept eurozentristischer Prägung verstanden. Vielmehr
handele es sich um eine Vielfalt unterschiedlicher Feminismen, die sich über 200 Jahre weltweit
herausgebildet haben und sich dynamisch dem jeweiligen Kontext entsprechend verändern.
Feministische Entwicklungspolitik, so das übergreifende Ziel, soll dazu beitragen, dass „alle
Menschen gleichermaßen und selbst bestimmt am sozialen, politischen und wirtschaftlichen Leben
teilhaben können“, so das Strategiepapier.

Intersektionaler Ansatz und selbstkritische Reflexion
Frauen und Mädchen machen mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung aus.
Geschlechtergerechtigkeit steht somit im Fokus. Erweitert wird der Fokus durch ein Bekenntnis zur
„Diversität“, die sich in „vielfältigen Identitäten und Lebensrealitäten“ ausdrücke, und in einem
„inklusiven, nicht-binären Verständnis von Geschlecht“. So werden aktuelle Debatten um Gender
und Identität einbezogen. Angestrebt wird ein „gendertransformatives“ Vorgehen, das an den
Ursachen von Diskriminierung (Gesetze, Normen, Praktiken, Einstellungen) ansetzt. Begrüßenswert
ist auch die Betonung des intersektionalen Ansatzes, der verschiedene, einander überschneidende
und sich gegenseitig verstärkende Kategorien von Diskriminierung in den Blick nimmt. Ein weiteres
positives Novum ist die selbstkritische Reflexion fortwirkender kolonialer und rassistischer
Sichtweisen und Mechanismen, die zu Ungleichheit und Ausgrenzung beitragen.

Die Umsetzung soll nach dem Modell der „3 R“ – Rechte, Ressourcen, Repräsentanz – erfolgen, die
für Rechte, Ressourcen und Repräsentanz stehen. Diskriminierende Rechte und Normen sollen
abgebaut werden, Frauen und Mädchen sollen gleichberechtigten Zugang zu Ressourcen und zu
gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen (Repräsentanz)
erhalten. Bis 2025 sollen immerhin 93 Prozent aller neu bewilligten Mittel in Projekte fließen, in
denen Gleichstellung als Haupt- oder Nebenziel genannt ist.

Systemwandel oder Krisenbewältigung?



Indigene Frauen aus Thailands Bergregion demonstrieren gegen
Geschlechterdiskriminierung. © Mongkhonsawat Luengvorapant.Oxfam.flickr.CC
BY-NC-ND 2.0

Das vorliegende Konzept einer feministischen Entwicklungspolitik verspricht eine radikale
Neuorientierung. Vieles von dem, was unter den „3 R“ in Kapitel 4 konkret aufgelistet wird, ist in
diesem Sinne positiv zu bewerten. Auf den zweiten Blick stellen sich jedoch einige kritische Fragen
im Hinblick auf die tatsächliche beziehungsweise intendierte Reichweite der Ziele. Ist hier ein
dringend notwendiger Paradigmenwechsel in Sicht? Geht es darum, unter feministischer
Perspektive einen Prozess in Gang zu setzen, der auf die Umgestaltung eines Entwicklungsmodells
abzielt, das Armut, Gewalt, Ausbeutung und Zerstörung der Natur hervorgebracht hat? Oder
erschöpft sich das hier skizzierte Vorhaben der Geschlechtergleichstellung darin, ein bisher
vernachlässigtes Bevölkerungspotential effizienter zu nutzen, um die globalen Krisen besser
abfedern und damit das herrschende Entwicklungsmodell retten zu können? Immerhin wäre ein
Abbau der eklatanten Ungleichheit – eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg der zweiten
Variante – an sich bereits ein großer Fortschritt für Frauen, Mädchen und andere diskriminierte
Gruppen.

Die Entdeckung des Wissens indigener Völker
Positiv fällt auf, welch große Bedeutung indigenen Bevölkerungsgruppen und lokalen
Gemeinschaften weltweit in dem neuen Papier beigemessen wird. Besonders wichtig ist hier der
kritisch-selbstreflexive Bezug zum Kolonialismus mit der bis heute fortwirkenden Abwertung
indigenen Wissens. Zu Recht wird die Relevanz dieses Wissens über Natur und Lebensräume für die
Überwindung von Umwelt-, Wasser- und Klimakrise und den Erhalt der Biodiversität hervorgehoben.
Allerdings scheint auch hier die effizientere Nutzung eines Potentials im Vordergrund zu stehen. Die
wertschätzende Befassung mit angestammten Lebensräumen, Rechten, kulturellen Identitäten und
Wertesystemen indigener Völker und lokaler Gemeinschaften nimmt eher wenig Raum ein. Positiv zu
werten ist die erklärte Absicht, sich für effektive Beschwerdemechanismen gegen Land- und
Ressourcenraub einsetzen zu wollen. Durch strukturell verankerte Mitspracherechte, zum Beispiel



bei Verhandlungen zu Freihandelsabkommen oder zum Umgang mit tropischen Regenwäldern,
hätten Betroffene im Vergleich zu Beschwerden allerdings deutlich wirksamere
Einflussmöglichkeiten. Im Übrigen drängt sich die Frage auf, was wir von den indigenen Völkern im
Hinblick auf einen globalen Werte- und Systemwandel, ein alternatives, nachhaltiges
Entwicklungsmodell lernen könnten. Hierzu schweigt sich das Strategiepapier leider aus.

Schlüsselrolle der Zivilgesellschaft
Deutlich sichtbar wird im Papier des BMZ, wie sich die Rolle und Bedeutung der Zivilgesellschaft in
der Wahrnehmung staatlicher Institutionen in den letzten Jahren verändert hat. Nachdem die
Forderungen und Appelle nichtstaatlicher Organisationen, Netzwerke und Bewegungen in früheren
Dekaden oft ungehört verhallten, ist die Zivilgesellschaft offenbar mittlerweile für Regierungen,
multilaterale und internationale Organisationen zu einem wichtigen Gegenüber auf Augenhöhe
geworden. Im Vorfeld der Veröffentlichung der Strategie zu einer feministischen Entwicklungspolitik
fand ein breit angelegter Konsultationsprozess statt, zu dem das BMZ zivilgesellschaftliche
Organisationen im Globalen Süden wie im Globalen Norden eingeladen hatte. Zu einem
Parlamentarischen Frühstück zu Anfang März legte das Bündnis Internationale Advocacy Netzwerke
(IAN), in dem auch die Stiftung Asienhaus vertreten ist, ein Diskussionspapier vor. Eine Reihe
wichtiger Impulse und Forderungen daraus haben dank intensiver Lobby- und Advocacyarbeit
Eingang in die Strategie des BMZ gefunden. Dazu gehört der Anspruch, dass feministische
Entwicklungspolitik nachhaltige globale Gerechtigkeit, Demokratieförderung und
Menschenrechtsschutz zum Ziel haben soll. Des Weiteren zählen dazu wichtige inhaltlich-
programmatische Forderungen und Ansätze wie Intersektionalität, Repräsentanz und Partizipation,
Dekolonisierung und menschliche Sicherheit.

Nicht zuletzt sollten wir das BMZ beim Wort und in die Pflicht nehmen hinsichtlich seiner Aussagen
im Strategiepapier zur künftigen Einbeziehung der Zivilgesellschaft in nationale und internationale
Entscheidungsprozesse:

Zivilgesellschaftliche Organisationen sollen eine zentrale Rolle bei der Umsetzung der Ziele
der Feministischen Entwicklungspolitik spielen (S.7- 9). Dabei will man insbesondere mit
Frauenrechts-, LGBTQI+- und weiteren Menschenrechtsorganisationen zusammenarbeiten
und aktiv nach Wegen suchen, deren schrumpfende Handlungsspielräume (shrinking spaces)
zu schützen und zu erweitern (S. 18). Konsequenterweise sollte die Zivilgesellschaft auch an
der für 2025 geplanten Auswertung teilnehmen.
Die offizielle Aufnahme von Vertreter*innen der feministischen Zivilgesellschaft in die
deutsche Delegation bei globalen Konferenzen will das BMZ zur Bedingung für die eigene
Teilnahme machen (S. 32).
Das BMZ verpflichtet sich dazu, sich für die Einbeziehung zivilgesellschaftlichen Wissens in
politische und wirtschaftliche Entscheidungsprozesse einzusetzen. Die Zusammenarbeit mit
Organisationen, die indigene Völker und lokale Gemeinschaften vertreten, soll intensiviert
werden (S. 32). Ihre Perspektiven sollen sich verstärkt in Planungs- und Strategieprozessen
wieder finden (S. 33).
Eine direkte Finanzierung von Aktivitäten lokaler zivilgesellschaftlicher Organisationen und
Menschenrechtsaktivist*innen wird ins Auge gefasst (S. 33).

https://www.asienhaus.de/archiv/asienhaus/user_upload/IAN-Feministische_Entwicklungspolitik_Parl_Fruehstueck_2_Maerz_2023.pdf


Frauen aus den Philippinen und Indonesien protestieren anlässlich der 9.
Ministerkonferenz der World Trade Organization 2013 auf der Insel Bali.
Coolloud.flickr.CC BY-NC-ND 2.0

Mit seinem Papier zur feministischen Entwicklungspolitik hat das Ministerium ein positives Signal
gesetzt und Weichen für die Zukunft gestellt. Ob damit wirklich eine ‚Zeitenwende’ eingeläutet ist,
bleibt abzuwarten. Das wird wesentlich davon abhängen, wie ernst das BMZ die selbst formulierten
hohen Ansprüche nimmt. Eine Erhöhung des Etats wäre beispielsweise ein wichtiges Zeichen.

Die konkrete Umsetzung wird zeigen, ob es bei Absichtserklärungen bleibt oder ob mutige Schritte
in eine radikal neue Richtung unternommen werden – auch gegen mögliche Widerstände von Seiten
anderer Ressorts oder Regierungen von Partnerländern im Globalen Süden. Dabei ist die
Kooperation und Kohärenz mit dem Außenministerium im Rahmen der feministischen Außenpolitik
von großer Bedeutung. Konsequent wäre es, auf eine solche Kohärenz auch mit dem Wirtschafts-
und Klimaministerium hinzuarbeiten.

Nicht zuletzt wird es entscheidend auf eine starke Zivilgesellschaft ankommen, die die Umsetzung
der Vorhaben kontinuierlich begleitet und wirksam einfordert. Und die sich dafür einsetzt, dass
Frauen und andere marginalisierte Gruppen den gleichberechtigten Zugang zu Rechten, Ressourcen
und Repräsentanz tatsächlich für die Verwirklichung eigener Vorstellungen nutzen können. Nur
dann rückt eine ‚Zeitenwende‘ in der Entwicklungspolitik in den Bereich des Möglichen.
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